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Kenntnis von der Eintragung aller Ratifikationen, Erklärun
gen und Kündigungen, die ihm von den Mitgliedern der Or
ganisation mitgeteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der Organisa
tion, wenn er ihnen von der Eintragung der zweiten Ratifi
kation, die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis gibt, auf den Zeit
punkt aufmerksam machen, in dem dieses "Übereinkommen 
in Kraft tritt.

A r t i k e l  18

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes über
mittelt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen zwecks 
Eintragung nach Artikel 102 der Charta der Vereinten Natio
nen vollständige Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe 
der vörausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikationen, 
Erklärungen und Kündigungen.

A r t i k e l l 9

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes hat, 
sooft er es für nötig erachtet, der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durchführung dieses Übereinkommens 
zu erstatten und zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen 
oder teilweisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon
ferenz gesetzt werden soll.

A r t i k e l  20

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkommen an, wel
ches das vorliegende Übereinkommen ganz oder teilweise ab
ändert, und sieht das neue Übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestimmungen:

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkommens durch 
ein Mitglied schließt ohne weiteres die sofortige Kündi
gung des vorliegenden Übereinkommens in sich ohne 
Rücksicht auf Artikel 16, vorausgesetzt, daß das neuge
faßte Übereinkommen in Kraft getreten ist.

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaßten Über
einkommens an kann das vorliegende Übereinkommen 
von den Mitgliedern nicht mehr ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte Übereinkommen ratifiziert 
haben.

A r t i k e l  21

Der französische und der englische Wortlaut dieses Über
einkommens sind in gleicher Weise maßgebend.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN 95
Übereinkommen über den Lohnschutz1

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeits
organisation,

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes 
nach Genf einberufen wurde und am 8. Juni 1949 zu ihrer 
zweiunddreißigsten Tagung zusammengetreten ist,

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen betref
fend den Lohnschutz, eine Frage, die den siebenten Gegen
stand ihrer Tagesordnung bildet, und

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines internatio
nalen Übereinkommens erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute, am 1. Juli 1949, das folgende 
Übereinkommen an, das als Übereinkommen über den Lohn
schutz, 1949, bezeichnet wird.

A r t i k e l  1

Als „Lohn“ im Sinne dieses Übereinkommens gilt, ohne 
Rücksicht auf Bezeichnung oder Berechnungsart, das Ent
gelt oder der Verdienst, den ein Arbeitnehmer von einem 
Arbeitgeber auf Grand eines schriftlichen oder mündlichen 
Dienstvertrages für geleistete oder zu leistende Arbeit oder 
für geleistete oder zu leistende Dienste zu fordern hat, soweit 
dieses Entgelt oder diese Leistungen in Geld ausgedrückt 
werden können und durch Vereinbarung oder durch die inner
staatliche Gesetzgebung bestimmt sind.

A r t i k e l  2

1. Dieses Übereinkommen findet Anwendung auf alle Per
sonen, denen ein Lohn gezahlt wird oder gebührt.

2. Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der unmittel
bar beteiligten Verbände der Arbeitgeber und der Arbeit
nehmer, sofern solche Verbände bestehen, von der Durch
führung dieses Übereinkommens die Gruppen von Perso
nen ganz oder teilweise ausnehmen, die keine körperliche 
Arbeit verrichten oder in häuslichen Diensten oder in ähn
lichen Beschäftigungen stehen und für welche die völlige oder 
teilweise Durchführung des Übereinkommens unter Berück
sichtigung der Umstände und Bedingungen ihrer Beschäfti
gung untunlich wäre.

3. Jedes Mitglied hat in seinem ersten Jahresbericht, den 
es auf Grand von Artikel 22 der Verfassung der Internatio
nalen Arbeitsorganisation über die Durchführung dieses 
Übereinkommens vorzulegen hat, alle Gruppen der unter den 
bezeichneten Voraussetzungen und Bedingungen beschäftigten 
Personen anzugeben, die das Mitglied auf Grand des vorigen 
Absatzes von der Durchführung des Übereinkommens ganz 
oder teilweise auszunehmen beabsichtigt. In der Folge darf 
kein Mitglied Ausnähmen für andere als die in dieser Weise 
bezeichneten Gruppen von Personen vorsehen.

4. Jedes Mitglied, das in seinem ersten Jahresbericht die 
Gruppen der Personen angegeben hat, die es von der Durch
führung- dieses Übereinkommens ganz oder teilweise auszu
nehmen beabsichtigt, hat in seinen späteren Jahresberichten 
die Gruppen der Personen anzugeben, für die es auf das 
Recht der Inanspruchnahme der Bestimmungen von Absatz 2 
dieses Artikels verzichtet, sowie mitzuteilen, inwieweit ge
gebenenfalls Fortschritte zur Durchführung dieses Überein
kommens für diese Gruppen von Personen verwirklicht wor
den sind.

A r t i k e l  3

1. Barlöhne dürfen nur in der gesetzlichen Währung aus
gezahlt werden. Die Lohnzahlung mittels Schuldscheinen, 
Gutscheinen, Coupons oder irgendwelchen anderen Zahlungs
mitteln, welche die gesetzliche Währung ersetzen sollen', ist 
zu verbieten.

2. Die zuständige Stelle kann die Lohnzahlung mittels Bank
scheck, Postscheck oder Postanweisung zulassen oder vor
schreiben, falls eine solche Zahlungsart üblich oder beson
derer Umstände wegen notwendig oder falls sie durch Ge
samtarbeitsvertrag oder Schiedsspruch festgesetzt ist oder 
wenn mangels solcher Bestimmungen der beteiligte Arbeit
nehmer sich damit einverstanden erklärt.

A r t i k e l  4

1. Durch die innerstaatliche Gesetzgebung, durch Gesamt
arbeitsvertrag oder Schiedsspruch kann zugelassen werden',i Dieses Übereinkommen ist am 24. September 1952 in Kraft getreten.


